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Gsaat isch gsaat

«Die Kantonsräte sind die
Milchkühe des Kantons,
sie leisten viel und kosten
wenig.»
Kantonsrat Jürg Wiesli (SVP,
Dozwil) andieAdresse vonPar-
teikollege Vico Zahnd, der eine
Erhöhung der Entschädigung
für Grossratsmitglieder für
überflüssig hält.

«Die von oben haben es be-
fohlen.»
Iwan Wüst (EDU, Tuttwil) zur
WHO-Abstimmung. Da Kan-
tonsrat Wüst im Plural spricht,
ist anzunehmen, dass die EDU
dort obennunplötzlichmehrals
einenGott vermutet.

«Jährlichgrüsst dasSchwur-
beltier.»
SP-Kantonsrat Christian Koch
(Matzingen) an die Adresse der
WHO-Gegner. Dieser Film
müsste allerdings erst noch ge-
dreht werden.

«Der einzige sinnvolleAntrag
heutewäre, dasSitzungsgeld
vonVicoZahndzustreichen.»
GLP-KantonsratUeli Fisch (Ot-
toberg) will auch bei der Sit-
zungsentschädigung im Gros-
sen Rat das Verursacherprinzip
walten lassen.

«Ich wollte nur den Beweis
antreten, dass ichgeistig an-
wesend bin.»
Wie hätten wir nur eine Sekun-
dedaran zweifelnkönnen,Kan-
tonsrat Anders Stokholm (FDP,
Frauenfeld). (hs, ck)

WHO:DieEDU
scheitert erneut
Gesundheit BereitsvorvierMo-
naten wollte die EDU-Fraktion
den Grossen Rat überzeugen,
mittels einer Standesinitiative
an den Bundesrat zu gelangen,
um die Macht der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO)zube-
grenzen. Nachdem sie damals
gescheitertwar, versuchte sie es
amMittwochmitderUnterstüt-
zungvon je zweiMitunterzeich-
nenden von SVP und Grünen
mit einer dringlichen Motion –
und scheiterte erneut.

Inhaltlichgeht esumdieAn-
passungder internationalenGe-
sundheitsvorschriften (IGV).
Nach den Worten von EDU-
Kantonsrat IwanWüst (Tuttwil)
sei zubefürchten,dassdieWHO
basierendaufdenvorgeschlage-
nen IGV-Anpassungen«wesent-
liche Grundpfeiler der verfas-
sungsmässigen Grundordnung
der Schweiz dauerhaft und
eigenmächtig ausser Kraft set-
zen kann». Deshalb soll der
Bundesratmittels einerStandes-
initiativedazuaufgefordertwer-
den,demGeneralsekretariatder
WHO den Abbruch der Ver-
handlungen zu verkünden.

Ausserhalb der Fraktionen
vonEDUundSVPmochten sich
für dieses Anliegen nur wenige
erwärmen.Vielmehrwurdeden
Vorstössern erklärt, sie hätten
sowohl das falsche Instrument
als auch die falsche Bühne für
ihr Anliegen gewählt, weshalb
das Vorgehen auch als Zwänge-
rei empfundenwerde.Mit 28 Ja
zu 90 Nein bei zwei Enthaltun-
gen wurde die Dringlicherklä-
rung der Motion deutlich abge-
wiesen. (hs)

Klimakommissionwirdnichtabgeschafft
Grosser Rat hält an seinemEntschluss fest, eine Ständige Kommission für Klima, Energie undUmwelt einzusetzen.

Hans Suter

Am Mittwoch setzte der Thur-
gauer Grosse Rat die Beratung
zurÄnderungderGeschäftsord-
nung des Kantonsparlaments
fort. Aus zeitlichen Gründen
konnte das Geschäft vor zwei
Wochen in erster Lesung nicht
ganz durchberaten werden. Es
kamerneut zumehrerenAnträ-
gen,die jedochallesamtverwor-
fenwurden.AmEndesetzte sich
dieKommissionsfassungdurch.

DieKlimakommissionwird
nichtkompostiert
Bereits in der vorberatenen
KommissionnahmeineGrund-
satzdiskussion zum gesamten
Kommissionssystemeinengrös-
seren Zeitraum in Anspruch.
Das übertrug sich auch auf die
Debatte im Parlament. In der
Kommissionwie imGrossenRat
herrscht indes Konsens, dass
ständigeKommissionenkünftig
generell fünfzehn Mitglieder

umfassen sollen. Ausnahmen
bilden die Geschäftsprüfungs-
und Finanzkommission mit 21
MitgliedernunddieRedaktions-
kommission mit neun Mitglie-
dern. Kantonsrätin Karin Bétri-
sey (Grüne, Kesswil) stellte den

Antrag, dass künftig auch Spe-
zialkommissionengenerell fünf-
zehn statt wie bisher zwischen
neun und fünfzehn Mitglieder
umfassensollen.Mit 16 Ja zu101
Nein bei 2 Enthaltungen wurde
dieser aber klar abgelehnt. So-

mit kanndasRatsbüroweiterhin
von Fall zu Fall über die Grösse
einer Spezialkommission ent-
scheiden.

Erfolglos blieb auch der An-
tragvonKantonsratVicoZahnd
(SVP,Weingarten), dieKommis-
sion fürKlima,EnergieundUm-
weltwieder abzuschaffen. Josef
Gemperle (Mitte, Fischingen)
entgegnete Zahnd: «Wer klare
Entscheide will, sollte klar ge-
fällte Entscheide nicht erneut
infrage stellen.» Das Kantons-
parlament lehnte den Antrag
mit 44 Ja zu 73 Nein bei 2 Ent-
haltungen deutlich ab.

KeineStellvertretung inden
Kommissionen
Die Kommissionen gaben auch
in anderer Hinsicht zu reden.
«Kleine Fraktionen sind in Spe-
zialkommissionen nur mit
einem Mitglied vertreten. Fällt
dieses aus, kanndiesdasErgeb-
nis in der Kommission beein-
flussen», gab Karin Bétrisey zu

bedenken. Deshalb stellte sie
denAntrag, dass bei der Bestel-
lungvonKommissionen jeweils
ein Ersatzmitglied pro Fraktion
gewählt wird. Die SP-Fraktion
unterstützte dieses Ansinnen.
Kantonsrätin Barbara Dätwyler
(SP, Frauenfeld) bezeichnete
die Kommissionsarbeit als
«wichtigsten Moment, politi-
scheSichtweisendarzustellen».
Kantonsrat Bruno Lüscher
(FDP,Aadorf) gabalsRatssekre-
tär zu bedenken: «Eine Stell-
vertretung kann die Kommis-
sionsarbeit auch behindern.»

Der Grosse Rat lehnte den
Antrag schliesslich mit 29 Ja zu
89 Nein bei 1 Enthaltung deut-
lich ab.

Karin Bétrisey scheiterte
auchmit ihremAntrag, das par-
lamentarische Instrument der
Einfachen Anfragen auf sieben
statt wie von der Kommission
vorgeschlagen auf fünf Fragen
zu beschränken (25 Ja zu 87
Nein).

DerGrosse Rat tagte amMittwoch letztmals imRathausWeinfelden.
Er kehrt erst zur Wega-Sitzung Ende September hierher zurück.
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MehrGeld fürParlamentarier
Grosser Rat: Die Parlamentsarbeit wird besser entschädigt −Widerstand von SVP undEDU.

Christian Kamm

Nein, der Kanton wird deswe-
gen nicht untergehen. Mit
250000 Franken jährlich wird
wegen der parlamentarischen
LohnaufbesserungdieKantons-
kassekünftigmehrbelastet. Ein
Klacks, wenn man die Beträge
betrachtet,mitdenenRegierung
und Parlament sonst zu tun ha-
ben. Doch die bevorstehenden
Wahlen und dass aufgrund der
Finanzlage überall gespartwer-
den muss, öffneten einer Emo-
tionalisierungder erstenAnpas-
sungder Parlamentarierbezüge
seit 16 Jahren Tür undTor.

DasGrossratsmandat sei für
ihneinEhrenamtmitVerpflich-
tung, sagte SVP-Kantonsrat
Hans Eschenmoser (Weinfel-
den): «Für die Ehre brauche ich
nichts, für die Verpflichtung er-
halte ich ja ein paar Franken.»
Ganz anders die Lagebeurtei-
lung von Fraktionskollege Jürg
Wiesli (Dozwil): Ein Thurgauer
Kantonsrat erhalte durch-
schnittlich 8600 Franken Ent-
schädigung pro Jahr – und das
für einen 30-Prozent-Job,wenn
man ihn ernst nehme. Daraus
resultiere ein Stundenlohn von
nur 10.80 Franken.

Frontalattacke
scheitert
SchonbeiderEintretensdebatte
gingen dieGegner in dieOffen-
sive. Beziehungsweise setzten
ihrenAngriffmitdembereits an
der vorangegangenen Sitzung
lancierten Nichteintretensan-
tragvonVicoZahnd (SVP,Wein-
garten) fort. Wegen der ange-
spannten finanziellen Situation
sei dasdefinitivder falscheZeit-
punkt, um die eigene Entschä-
digung zu erhöhen, argumen-
tierte Aline Indergand (Altnau)
namenseinerMehrheit der SVP.
Alle anderen Fraktionen, die
sichäusserten, hieltendagegen.

Sie betonten den moderaten
Charakter der Erhöhung. Die
Entschädigung für eine halbtä-
gige Sitzung wird von 150 auf
200 Franken erhöht, für eine
ganztägige von 250 auf 400
Franken. Zudem erhalten die
Fraktionenneu7000statt 5000
Franken pro Jahr. «Das ist nicht
nichts, aber es wird auch nicht
übers Ziel hinausgeschossen»,
sagte etwaMitte/EVP-Sprecher
Beda Stähelin (Frauenfeld).

IstderGrosseRat
nureinHobby?
Zu intensiven verbalen Schar-
mützeln kames inder Folge um
den Begriff «Hobby», den Vico
Zahnd vor zweiWochen im Zu-
sammenhangmit demGrossen
Rat ins Spiel gebracht hatte
(«entschädigtes Hobby»). Ein
Sitz im Kantonsparlament sei
kein lapidares Hobby, sondern

eine ernst zu nehmende Tätig-
keit zuhanden der Öffentlich-
keit, kritisierteBarabaraDätwy-
ler (SP, Frauenfeld). Für Ueli
Fisch (GLP, Ottenberg) «wird
unsere Tätigkeit damit ins Lä-
cherliche gezogen». Auch er
habe seinAmt immer sehr ernst
genommen,wehrte sichZahnd.
«Mit 1000 Franken mehr soll
mehrWertschätzungerkennbar
sein? Das glauben Sie doch
selbst nicht.» Eintreten wurde
in der Folge aber klar beschlos-
sen (88 Ja, 30Nein).

Einmal
fürweniger
Und dann begann das grosse
Feilschen. Den Auftakt machte
EDU-Kantonsrat Marcel Witt-
wer (Schocherswil)mit demAn-
trag, die Erhöhung der Ansätze
zukürzen – 180Franken für eine
halbtägige und 300 für eine

ganztägige Sitzung. Damit wer-
de die Teuerung seit 2000 im-
mer noch aufgefangen. «Wer
gut verdienen will, muss sich
ebeneineandereBeschäftigung
suchen.» Mit einer knappen
SVP-Mehrheit imRückenunter-
stützteAline InderganddenAn-
trag.AuchsonstbliebendieRol-
lenverteilungunddieArgumen-
tation dieselben. Alle anderen
Fraktionen votierten für den
Kommissionsvorschlag. Das
spiegelte sich auch im Abstim-
mungsergebnis, das mit umge-
kehrten Vorzeichen fast iden-
tisch ausfiel: 28 Ja, 83Nein.

Undeinmal
fürmehr
Schon folgte die nächsteOffen-
sive – diesmal jedoch in die an-
dere Richtung. Nun sollte noch
mehr erhöht werden. Brigitta
Engeli (Grüne,Kreuzlingen) for-

derte jetzt die Einführung einer
pauschalen Aufwandsentschä-
digung für jedesParlamentsmit-
gliedvon1500Frankenpro Jahr.
Zweck: «Stärkung der Demo-
kratie». Wenn nur noch Gut-
verdienende es sich leisten
könnten, imGrossen Rat zu sit-
zen, sei das ein schlechtes Zei-
chen.

KommissionspräsidentNor-
bert Senn (Mitte, Romanshorn)
verwies auf Mehrkosten von
rund200000Franken.Ratsse-
kretär Bruno Lüscher (FDP,
Aadorf) appellierte, das «Boot
nicht zuüberfüllen».DerAntrag
scheiterte (83Nein, 27 Ja).Eben-
soderVorschlagEschenmosers,
die Inkraftsetzung der Erhö-
hung auf den 1. Januar 2027 hi-
nauszuschieben.Denn:«Das ist
die zahmsteArt, noch etwas für
mein Gewissen zu tun.» (87
Nein, 24 Ja.)

Wollte die Lohnerhöhung für die Parlamentsmitglieder ganz versenken: SVP-Kantonsrat Vico Zahnd. Bild: Andrea Tina Stalder


